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Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Neichsgericht iſt zur Entſcheidung über behauptete Verletzung 
eines durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechtes nur dann ber 
rufen, wenn dasſelbe zugleich ein politiſches Necht iſt. 


In dem Nürſchaner Kohlenbecken (Bezirk Mies in Böhmen) 
hat ſich während des letzten Jahrzehents ein reges induſtrielles Leben 
entwickelt und es beſtehen daſelbſt jetzt ſechs Bergwerke und zwei Eiſen⸗ 
und Glashütten. Selbſtverſtändlich iſt die Bevölkerung um ein Erheb⸗ 
liches gewachſen. Eigenthümlicherweife trat unter der zahlreichen Be⸗ 
völkerung in hohem Grade das Wechſelfieber auf. Sachverſtändige 
Aerzte und Phyſiker ſprachen ſich dahin aus, daß das Wechſelfieber 
durch die Ausdünſtungen der in der fraglichen Gegend befindlichen 
Teiche der Domaine Ch. hervorgerufen werde. Die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft forderte in Folge deſſen die Domaine Ch. aus öffentlichen (ſani⸗ 
teren) Rückſichten auf, die Teiche im Laufe des Jahres trocken zu 
legen und zu verhindern, daß ſie nicht wieder mit Waſſer gefüllt wür⸗ 
den. Die Bezirksbehörde legte ihrer diesfälligen Verfügung die Motive 
unter: 1, daß die Teiche die hauptſächlichſte, wenn nicht alleinige Ur⸗ 
ſache der in der Gegend von Nürſchan herrſchenden endemiſchen Wech⸗ 
ſelfteber ſeien, 2. daß die Behebung dieſes Zuſtandes nur durch Trocken⸗ 
legung der Teiche geſchehen könne und 3., daß dieſe Trockenlegung 
weder techniſchen Schwierigkeiten unterliege, noch damit Waffermangel 
oder im Gegentheile Ueberſchwemmung verknüpft erſcheine. 


ſtehen der Teiche ſeit Jahrhunderten und ſuchte zu widerlegen, daß 
die Ausdünſtungen Urſache des Wechſelfiebers ſeien. Endlich machte 
Recurrentin aufmerkſam, daß die Trockenlegung der Teiche nur auf 
Grund eines Expropriationserkenntniſſes geſchehen könne. 

Die Landesſtelle gab dieſem Recurſe Folge und behob die erſte 
Verfügung: weil eine Enteignung verfügt ſei, dazu aber die weſent⸗ 
lichen Momente nicht erhoben, die Formvorſchriften nicht gewahrt 
ſeien, eine Entſchädigung nicht zuerkannt ſei, endlich die hier zur An⸗ 
wendung kommenden Beſtimmungen des böhmiſchen Waſſerrechtsgeſetzes 
nicht beobachtet ſeien. Nach dem böhmiſchen Waſſerrechtsgeſetze hätte 
aber nicht der Eigenthümer der Domaine die Trockenlegung der Teiche 
ſelbſt und auf eigene Koſten zu beſorgen, wie dies die Bezirksbehörde 
angenommen habe, ſondern Solches nur auf Koſten der Intereſſenten 
zu dulden. Die Landesbehörde ordnete neue Erhebungen und Verhand⸗ 
lungen unter Zuziehung ſämmtlicher Intereſſenten an. 

Gegen dieſe Entſcheidung jedoch brachten die Induſtriellen in 
und um Närſchan und einige hundert Bewohner daſelbſt den Mini⸗ 
ſterialrecurs ein. In dieſem Recurſe wurde hervorgehoben, daß die 
Domaine Ch. durch die Trockenlegung der Teiche nicht nur keinen 
Schaden, ſondern im Gegentheile mit Anlegung von Wieſen an Stelle 
der Teiche großen Vortheil habe. IN 

Das Miniſterium des Innern entſchied im Einvernehmen mit 
dem Ackerbauminiſterium, welches die Beſtimmungen des Waſſerrechts⸗ 
geſetzes auf die Entſcheidung dieſes (ſanitätspoltzeilichen) Falles als 
nicht anwendbar erklärte, unterm 24. October 1872, 3, 15.659 daß die 
Teiche trocken gelegt werden müſſen, daß insbeſondere die Domaine Ch. 
wegen der obwaltenden ſanitätspolizeilichen Rückſichten die Teiche nach 
einem behördlich zu genehmigenden Plane bleibend trocken zu legen 
habe. — Die Durchführung wurde der Bezirksbehörde aufgetragen. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Domaine Ch. die Be⸗ 
ſchwerde beim Reichsgerichte ein und behauptete, daß der Art. V 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 
(das Eigenthum iſt unverletzlich, eine Enteignung gegen den Willen 
des Eigenthümers kann nur in den Fällen und in der Art eintreten, 
welche das Geſetz beſtimmt) durch die angefochtene Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern verletzt ſei und bat im Sinne des Art. 3, 
sub b des Geſetzes vom 21. December 1867 (Einſetzung eines Reichs⸗ 
gerichtes) R. G. Bl. Nr. 143, um die endgiltige Entſcheidung. Bei 
der Verhandlung vor dem Reichsgerichte erklärte der Vertreter des 


Miniſteriums, daß das Reichsgericht zur Verhandlung über die vor⸗ 


liegende Frage nicht competent erſcheine. Selbſt wenn ein Recht ver⸗ 
letzt wäre, fo würde doch kein politisches Recht verletzt ſeinr. Polittſche 
Rechte ſeien ſolche, welche im Hinblicke auf die Wahl zu den Vertre⸗ 
tungskörpern, auf die Einrichtung und den Beſtünd derſelben in Frage 
kommen oder ſich als Mittel hiezu, wie Vereine, Verſammlungen, 
Petitionen darſtellen, Rechte, welche ſich auf die Thätigkeit des Staats- 
bürgers in Bezug auf den Staat beziehen. Ueberhaupt handle es ſich 
im conereten Falle höchſtens um das Eigenthumsrecht. 

Das Reichsgericht erkannte am 31. Jänner 1873, 3. 7, „es 


Dawider reeurrirte die Domaine Ch., berief ſich auf das Be⸗ werde der Einwendung der Incompetenz des Reichsgerichtes, über 


dieſe Beſchwerde in eine Verhandlung und Entſcheidung einzugehen, 
ſtattgegeben und letztere hiernach zurückgewieſen.“ Das Reichsgericht 
hängte feiner Entſcheidung nachfolgende Gründe an: „Die vorliegende 
Eingabe führt Beſchwerde darüber, daß der Beſchwerdeführer durch 
die von dem Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem 


5659, angeordnete Trockenlegung von vier Teichen auf der Domaine Ch. 
in ſeinem Eigenthumsrechte auf dieſe Teiche, deſſen Unverletz⸗ 
lichkeit durch den Artikel V. des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decem⸗ 
ber 1867, Nr. 142 R. G. Bl. gewährleistet iſt, verletzt worden jet, 
und ſtellt fofort, unter Bezugnahme auf den Artikel 3, lit a. des 
Staatsgrundgeſetzes vom 2. December 1867, Nr. 143 R. G. Bl. 
über die Einſetzung eines Reichsgerichtes — das Begehren, das Reichs⸗ 
gericht wolle über die Ungiltigkeit des angefochtenen Miniſterialerlaſſes 
erkennen. Allein nach dem eben berufenen Artikel 3, lit. b. iſt das 
Reichsgericht zur Entſcheidung über behauptete Verletzung eines durch 
die Verfaſſung gewährleiſteten Rechtes nur dann berufen, wenn das⸗ 
ſelbe zugleich ein po litiſches Recht iſt. Da nun das Reichsgericht 
bei dem vorliegenden Falle in dem Gegenſtande der behaupteten Ver⸗ 
letzung nicht ein politiſches Recht erkennen kann, fo konnte es ſich nicht 
berufen finden, in eine meritoriſche Verhandlung und Entſcheidung über 
dieſe Beſchwerde einzugehen.“ L. Sr. 


Ueber Streitigkeiten bei Vertheilung des Reinertrages der den Ge⸗ 
meinden zugewieſenen Jagd he im erſter Linie die politiſche 
ehörde. 
Dem Pächter einer Gemeindejagd kann während der Pachtperiode 
nicht erfeindirt werden). 


Johann E. und einige andere Grundbeſitzer im Kronlande 
Salzburg zeigten bei der Bezirkshauptmannſchaft an, daß ſie von dem 
Jagdrechte in mehreren Alpen aus dem Grunde Beſitz ergreifen, weil 
dieſe Alpen einen zuſammenhängenden Grundcompler von mehr als 
500 Joch bilden und ihr gemeinſchaftliches (partiell nicht getheiltes) 
Eigenthum ſei. Gleichzeitig bemerkten die genannten Grundbeſitzer, 
daß ohne ihr Wiſſen und Willen die Gemeindevorſtehung die Jagd 
in den fraglichen Alpen an den Gutsbeſitzer Karl A. verpachtet habe. 
Die Bezirkshauptmannſchaft conſtatirte zunächſt, daß jene Grundbeſitzer 
wirklich gemeinſchaftliche Eigenthümer der Alpen ſeien und entſchied 
ſodann, daß nach § 5 des Jagdpatentes jenen die ſelbſtſtändige Aus⸗ 
übung der Jagd mit der Auflage geſtattet werde, daß ſie unter eigener 
Verantwortung einen gelernten Jäger oder eine behördlich für befähigt 
anerkannte jagdkundige Perſon zur Beaufſichtigung der Jagd beſtellen 
und namhaft zu machen hätten. Gleichzeitig wurde die intereſſtrte 
Gemeinde verſtändigt, daß ſie kein Recht gehabt, die Jagd an den 
Gutsbeſitzer Karl A. ohne Zuſtimmung der Alpeneigenthümer zu ver⸗ 
pachten und daß es daher Sache der Gemeinde ſei, die Alpeneigen⸗ 
thümer zu beſtimmen, die Ausübung des Jagdrechtes auf ihren Alpen 
bis zum Ablauf der Pachtpertode gegen Entſchaͤdigung an den bis⸗ 
herigen Pächter (Gutsbeſitzer Karl A.) noch ferner zu überlaſſen, oder 
aber im Falle, als die Alpeneigenthümer hierauf nicht eingehen wür⸗ 
den, den Pächter für den Entgang des Jagderträgniſſes aus dieſen 
Alpen zu entſchädigen. Ebenſo müſſe es ſich die Gemeindevorſtehung 
gefallen laſſen, die Alpeneigenthümer für den ihnen aus der Verpach⸗ 
tung ihres Jagrechtes für die verfloſſenen Jahre entgangenen Nutzen 
klaglos zu entſchädigen. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die betroffene Gemeinde, 
jedoch, wie ſie bemerkte, nicht gegen die ſelbſtſtändige Anerkennung 
des Jagdrechtes, ſondern gegen den Beiſatz, betreffend die Löſung des 
beſtehenden Pachtverhältniſſes mit Gutsbeſitzer Karl A. Das Petitum 
des Recurſes ging dahin, es werde den Alpenbeſitzern bedeutet, daß 
die ſelbſtſtändige Jagdausübung erſt nach Ablauf der Pachtperiode 
bewilligt werden könne und daß bis dahin den Alpenbeſitzern ein pro⸗ 
portioneller Pachtſchilling zu erfolgen komme. 

Die Landesſtelle erkannte, daß, nachdem der Recurs gegen den 
Hauptpunkt der bezirksbehördlichen Entſcheidung nicht gerichtet ſei, 
dieſer, nämlich die Anerkennung des ſelbſtſtändigen Jagdrechtes in 
Rechtskraft erwachſen ſei; daß aber dem Recurſe ſelbſt, d. i. der Bitte 


) Vgl. Artikel in Nr. 26 dieſer Zeitſchrift ex 1870 und den Fall in Nr. 22 
(Seite 86) ex 1871. N 


— 


um Belaſſung der Jagd an Karl A. bis zum Ablauf der Pachtperiode 
gegen einen proportionellen Antheil am Pachtſchillinge auch nicht Folge 
gegeben werden könne, da eine Verpflichtung der Alpenbeſttzer, die 
Jagd bis zu dieſem Zeitpunkte dem Karl A. zu überlaſſen, mit dem 


rechtskräftigen Haupttheile der bezirksbehördlichen Entſcheidung, durch 
Ackerbauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 24. October 1872, 3. 


welchen eben den Alpenbeſitzern die eigene Jagdausübung zugeſprochen 
worden, im Widerſpruch ſtehe. Die Landesſtelle knüpfte daran noch 
Folgendes: Eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Zuſtimmung der 
Alpenbeſitzer zu jenem Jagdpachtvertrage der Gemeinde in der Art, 
daß darin ein Verzicht auf die eigene Jagdausübung für die Dauer 
des Jagdpachtes liege, ſei nicht vorhanden. In jedem Falle unterliege 
die Frage, ob und in wie weit einerſeits durch die unrichtige Ein⸗ 
beziehung des Alpencomplexes in die Gemeindejagd den Alpeneigen⸗ 
thümern, reſp. dem Jagdpächter gegen die Gemeinde, andererſeits 
durch die verſpätete Geltendmachung des ſelbſtſtändigen Jagdbefugniſſes 
ein Erſatzanſpruch der Gemeinde gegen die Alpenbeſitzer erwachſen fet, 
nicht der politiſchen ſondern der civilgerichtlichen Dijudication. Komme 
daher der angedeutete Ausgleich nicht zu Stande, ſo könne der ſich 
verkürzt erachtende Theil nur auf den Civilrechtsweg verwieſen werden. 
Was endllich die Verhaltung der Gemeinde zur Entſchädigungsleiſtung 
an die Alpeneigenthümer für den ihnen aus der Verpachtung dieſes 
Jagdrechtes für die verfloſſenen Jahre entgangenen Nutzen anbelange, 
ſo bleibe dieſer Theil der bezirksbehördlichen Entſcheidung als nicht 
recurrirt intact, und ſei darum kein Anlaß zu feiner Abänderung 
gegeben. Es könne indeſſen auch dieſer Entſchädigungsanſpruch pro 
praeterito nur als zum Austrage im Civilrechtswege geeignet befun⸗ 
den werden. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte erſtlich die Gemeinde. Sie 
bekämpfte im Recurſe dieſes Mal auch die Anerkennung des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Jagdrechtes der Alpeneigenthümer, ſie ſuchte zu deduciren, 
daß die in Frage ſtehenden Alpen in verſchiedenen Grundbüchern vor⸗ 
kommen, daß bei einzelnen Alpen bloß einzelne Beſitzer eingetragen 
ſeien, daß einzelne Theile der Alpen aus einzelnen Gutskörpern aus⸗ 
geſchieden ſeien, und aus dieſem Grunde von einem Geſammtalpen⸗ 
körper nicht die Rede ſein könne. Zweitens recurrirte Gutsbeſitzer 
Karl A. Er bemerkte, daß die fraglichen Alpen im Grundbuche unter 
ſieben verjchtedenen Einlagen und mit verſchiedenen Eigenthümern 
eingetragen ſeien. Weiters berief er ſich darauf, daß das Miniſterium 
des Innern am 23. Juni 1868, 3. 8178, bezüglich der Frage, ob 
auf einer mehr als 200 Joch betragenden Fläche, welche im Beſitze 
mehrerer Eigenthümer ſich befinde, eine Eigenjagdberechtigung begrün⸗ 
det erſcheine, entſchieden habe, daß bei der Beurtheilung des Beſttzes 
nicht das Beſitzſtandshauptbuch oder ſonſtige Cataſtralacten, ſondern 
gemäß § 321 des a. b. G. B. das Grundbuch maßgebend ſei 
und daß dem zufolge eine Eigenjagdberechtigung nur dann ausgeübt 
werden könne, wenn der qualificirte Jagdgrund ſich im grundbücher⸗ 
lichen Beſitze einer einzigen phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon befinde. 

Die Landesſtelle legte zu dem Einbegleitungsberichte mehrere 
Ablöfungs⸗ und Regulirungsurkunden, aus welchen ſie bewies, daß im 
concreten Falle ein gemeinſchaftliches Grundeigenthum von 500 Joch 
vorliege und daß die Theilhaber nur ideelle, in natura nicht ausge⸗ 
ſchiedene und nicht ausſcheidbare Antheile beſitzen und bei der Regu⸗ 
lirung als eine juridiſche Perſon behandelt ſeien. Sodann bemerkte 
die Landesſtelle, daß die im Recurſe citirten verſchiedenen Grundbuchs⸗ 
einlagen nichts entſcheiden; ſelbige hingen mit dem Dominicalverbande 
zuſammen. Manche Alpe im Kronlande Salzburg, welche ſeit Men⸗ 
ſchendenken ſchon in der Hand eines einzigen Beſitzers ſei, weiſe fünf 
bis ſechs Grundbuchseinlagen auf. Die recurrendo citirte Entſchei⸗ 
dung des Miniſteriums des Innern ſei eine bloße Specialentſcheidung 
für Steiermark. ' 

Das k. k. Ackerbauminiſterium hat am 22. März 1873, 
33. 446, 1381 entſchieden, wie nachſteht: „Inſoweit mit den 
recurrirten Entſcheidungen das ſelbſtſtändige Jagdrecht des Johann E. 
und Genoſſen auf den in Frage ſtehenden Alpen im Sinne des § 5 
des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849 anerkannt wurde, wird die 
Entscheidung der Landesſtelle beſtätigt. Was aber die weiteren in der 
Entſcheidung der Bezirksbehörde enthaltenen und vou der Landesſtelle 
beſtätigten Beſtimmungen anbelangt, wornach die Gemeinde als nicht 
berechtigt erklärt wurde, die Jagd an den Gutöbefiger Karl A. ohne 
vorherige Zuſtimmung der Alpeneigenthümer zu verpachten, wornach 
es ihre (der Gemeinde) Sache ſei, entweder dieſe gegen Entſchädigun 
zur ferneren Belaſſung der Ausübung des Jagdrechtes durch den bis⸗ 


herigen Pächter Karl A. bis zum Ablauf der Pachtperiode zu ver⸗ 
mögen, oder aber, falls die Alpeneigenthümer hierauf nicht eingehen 
wollten, den Pächter für den Entgang des Jagderträgniſſes aus die⸗ 
ſen Alpen zu entſchädigen, ſo erſcheint dieſer die Berechtigung der 
Alpeneigenthümer zur ſofortigen Ausübung der Jagd auf dem frag⸗ 
lichen Grundcomplex anerkennende Ausſpruch keineswegs begründet, da 
die Anerkennung der felbftftändigen Jagdrechtsausübung im Sinne 
des § 5 des Jagdpatentes nicht als ein von der politiſchen Behörde 
vorzunehmender Aet zu betrachten iſt, ſondern ſtets nur über voraus⸗ 
gegangenes Anlangen der Betheiligten durch dieſe Behörde zu erfolgen 
hat. Es kann hiernach der zwiſchen dem Gutsbeſitzer Karl A. und der 
Gemeinde beſtehende und mit behördlicher Genehmigung zu Stande 
gekommene Jagdpachtvertrag während der Dauer der ſtipulirten Pacht⸗ 
periode durch die nunmehr erfolgte Anerkennung des ſelbſtſtändigen 
Jagdrechtes der Grundbeſitzer Johann E. und Genoſſen auf den in 
Frage ſtehenden Alpen in keiner Weiſe alterirt werden. Es findet 
daher das Ackerbauminiſterium die recurrirten Entſcheidungen in der 
eben angedeuteten Richtung mit dem Bemerken zu beheben, daß die 
ſelbſtſtändige Jagdrechtsausübung auf den Alpen, welche in Rede be⸗ 
fangen ſind, erſt nach Ablauf des mit Karl A. abgeſchloſſenen Jagd⸗ 
pachtes ſtattfinden kann. Anläßlich des in der Entſcheidung der Lan⸗ 
desſtelle enthaltenen Ausſpruches, daß die Austragung der von den 
Alpeneigenthümern wider die Gemeinde zu erhebenden Entſchädigungs⸗ 
anſprüche für den ihnen in Folge der Jagdrechtsverpachtung während 
der verfloſſenen Jahre entgangenen Nutzen, im Civilrechtswege zu 
geſchehen habe, muß übrigens bemerkt werden, daß, ſoferne nicht unter 
den fraglichen Entſchädigungsanſprüchen lediglich die den Alpenbeſitzern 
gemäß § 8 des Jagdpatentes nnter allen Umſtänden gebührenden An⸗ 
theile an dem jährlichen Jagdpachterträgniſſe der vergangenen Jahre 
gemeint find, die wenn auch nur im Principe ausgeſprochene Zuer⸗ 
kennung von anderen Entſchädigungsanſprüchen durch die polittiche 
Behörde im vorliegenden Streitfalle weder in den jagdgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, noch in der Sachlage gerechtfertigt erſcheint. Sind aber 
unter den fraglichen Entſchädigungsanſprüchen bloß die erwähnten An⸗ 
theile an dem jährlichen Jagdpachterträgniſſe zu verſtehen, ſo wird 
über dieſe Anſprüche und ebenſo über die analogen Anſprüche der 
Grundbeſitzer Johann E. und Genoſſen für den Reſt der laufenden 
Pachtperiode keineswegs die Gerichtsbehörde, ſondern in erſter Linie 
die politiſche Bezirksbehörde im Sinne des § 8 des Jagdpatentes zu 
entſcheiden haben“. Dr II. 


Zum $ 81 St. G. Die Fleiſch⸗Verzehrungsſteuer pächter gehören 
zu den im $ 68 St. ©. . obrigkeitlichen Perſonen. 
{$$ 68 und 81 St. G. Allerh. Entſchließung vom 25. Mai 1829). 


Laut den eidlichen Ausſagen des Georg W., Verzehrungsſteuer⸗ 
pächters in K., hat derſelbe ein von Joſeph K. angemeldetes geſchlach⸗ 
tetes Kalb wegen mangelhafter Verſteuerung beanſtändet, wobet ihn 
Cantius K. und Andere überfielen, mißhandelten und des Umſtandes 
ungeachtet, daß er vom Bürgermeiſter den Poltzeimann D. als Aſſi⸗ 
ſtenz erhalten und beigezogen hatte, ſich des Kalbes gewaltſam be⸗ 
mächtigt haben. Dieſe Angaben fanden in den eidlichen Ausſagen des 
Michael K. und des Polizeimannes Franz D ihre Beſtätigung. 

Das k. k. Landesgericht zu Krakau hat die diesfalls gegen Can⸗ 
tius K. und Genoſſen eingeleitete Unterſuchung wegen Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit gemäß § 81 St. G. nach § 2 des 
Geſetzes vom 15. November 1867, Nr. 132 R. G. Bl. und § 147, 
3.1 St. P. O. eingeſtellt und die Mittheilung der Acten an das 
k. k. Bezirksgericht K. zur Amtshandlung verfügt, in Erwägung, daß 
den Verzehrungsſteuerpächtern und deren Beſtellten die Rechte und 
Befugniſſe einer öffentlichen Wache nicht zuſtehen, weil dieſelben im 
§. 81, reſp. § 68 St. G. nicht genannt werden, ſomit die den Be⸗ 
ſchuldigten zur Laſt gelegte Handlung den Thatbeſtand des im § 81 
St. G. bezeichneten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nicht 
begründet. i under: 

Ueber Berufung der k. k. Staatsanwaltſchaft hat das Krakauer 
k. k. Oberlandesgericht den landesgerichtlichen Einſtellungsbeſchluß auf⸗ 
gehoben und die Verſetzung des Cantius K. und Genoſſen wegen des 
Verbrechens der öffentlichen Gewalthätigkeit nach 8 81 St. G. in 


den Anklageſtand angeordnet, welche Entſcheidung vom k. k. oberften | Zeitschrift. 
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Gerichtshofe unterm 3. November 1869, 12.089 beſtätiget wurde 
und zwar weſentlich aus nachſtehenden Gründen: Da G. W. als 
Verzehrungsſteuerpächter im Grunde des Abſatzes 22 der in Folge 
allerh. Entſchließung vom 25. Mat 1829 mit der Verordnung des 
k. k. Landespräſidiums vom 5. Juli 1829, 3. 5039, Nr. 86 der 
galiz. Prov. G. S. kundgemachten Beſtimmungen über die Verzeh⸗ 
rungsſteuer in die Rechte der Gefällsverwaltung und ihrer Organe 
eingetreten iſt, ſonach im Sinne des § 68 St. G. diesfalls als Be⸗ 
ſtellter der Gefällsbehörde anzuſehen iſt, ſo enthält die dem Ange⸗ 
klagten angeſchuldete ſtrafbare Handlung Merkmale des Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit des § 81 St. G., daher ihre vom 
k. k. Oberlandesgerichte, ausgeſprochene Verſetzung in Anklageſtand bei 
dem Umſtande, als fe durch die Ausſagen der obigen Zeugen diesfalls 
beeinzichtigt find, gegründet iſt, zumal die Erörterung der Geſetzlich⸗ 
keit des diesfälligen Vorganges des Georg W. der Amtshandlung 
der Gefällsbehörde anheimgeſtellt iſt. ö 
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Beweis der Aufnahme in den Gemeindeverband durch das die Auf: 
nahme beſtätigende Certificat des Gemeindevorſtehers ). 


Nicolaus K. war ſeinerzeit in der Gemeinde L. heimatberech⸗ 
tigt, Beweis der von dieſer Gemeinde im Jahre 1851 ausgeſtellte 
auf vier Jahre giltige Heimatſchein. Im Jahre 1860 wollte ſich 
Nicolaus K. verheiraten und begab ſich deßhalb zu dem verſtorbenen 
Gemeindebeamten H. in G, der ihm gegen einen Betrag von 5 fl. 
die Aufnahme in die Gemeinde G. und ſohin die Ehelicenz in Aus⸗ 
ſicht ſtellte, was auch thatſächlich geſchah. Die Aufnahme erfolgte 
durch das mit: „Ortsgemeinde G., N. Bürgermeiſter“ ausgefertigte 
Certificat, wornach erklärt wird, daß K, nachdem die Ortsgemeinde 
L. die Bereitwilligkeit erklärt hat, ihn, ſobald ſeine Aufnahme in G. 
erfolgt ſein wird, aus der dortigen Zuſtändigkeit zu entlaſſen, hier⸗ 
mit in den Verband der Gemeinde G. als Gemeindeangehöriger auf⸗ 
genommen und als ſolcher zu allen Gemeinderechten und Vortheilen 
zugelaſſen werde. 

Im Jahre 1872, als die Heimatzuſtändigkeit des K. in Frage 
kam, lehnte aber die Ortsgemeinde G. die Anerkennung der Zuſtändig⸗ 
keit des Nicolaus K. mit dem Bemerken ab, daß ſich derſelbe nie⸗ 
mals in der Gemeinde G. aufgehalten habe, daß ſeiner Aufnahme 
in G. kein Sitzungsbeſchluß voranging und diesfalls ſich in den 
Acten nichts vorfinde. — 

Die Bezirkshauptmannſchaft Sp. entſchied, daß K. ſammt ſeiner 
Familie nach G. zuſtändig ſei, weil er mittelſt Aufnahmscertificates 
in die dortige Gemeinde aufgenommen und in Folge deſſen aus der 
Gemeinde L, gleichfalls mittelſt Certificates, entlaſſen wurde; weil 
ferner die Illegalität der ausdrücklichen Aufnahme in G. nicht nach⸗ 
gewieſen ſei. 

Im Recurſe an die Landesregierung brachte die Gemeinde G. 
zur Bekräftigung der Behauptung der Illegalität der Aufnahme des 
K. in ihren Verband eine Aeußerung des dortigen ehemaligen Bür⸗ 
germeiſters N. bezüglich des Aufnahmscertificates des K. vom Jahre 
1860 bei, in welcher der geweſene Bürgermeiſter bekannte, daß er 
fragliches Certificat wohl unterfertigt haben könne, daß aber zur Auf⸗ 
nahme des K. nach G. weder er feine Zustimmung gegeben habe 
noch diesfalls in einer Gemeinde⸗Ausſchußſitzung je ein Antrag geſtellt 
worden ſei. 

Die Landesregierung hob die bezirkshauptmannſchaftliche Ent⸗ 
ſcheidung mit der Erklärung auf, daß K. ſammt Familie nach L. zu⸗ 
ſtändig ſei, weil das Aufnahmscertificat desſelben nach G. in formeller 
Beziehung mit den Erforderniſſen des § 108 des proviſoriſchen Ge⸗ 
meindegeſetzes vom Jahre 1849 nicht verſehen ſei und auch nicht als 
ein Heimatſchein im Sinne der Miniſterialverordnung vom 23. April 
1850 (L. G. und V. Bl. von Kärnten Nr. 239) angeſehen werden 
könne; weil ferner dasſelbe auch in materieller Beziehung nicht giltig 
ſei, da ihm ein legaler Beſchluß der Gemeindevertretung nicht zu 
Grunde lag, was aus der Ausſage des damaligen Bürgermeiſters N. 
mit Beſtimmtheit hervorgeht. 


). N. vergl. die Mittheilung in Nr. 15, S. 59 des Jahrganges 1868 dieſer 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 29. September 
1872, 3. 10.615 die recurrirte Entſcheidung der Landesregierung 
behoben und ausgeſprocheu, daß K. aus den von der erſten Inſtanz 
angeführten Gründen das Heimatrecht in der Gemeinde G. anzu⸗ 


ſprechen habe. M. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 13. Jänner 1873, 
3. 14.196 ex 1872, an den Statthalter für Niederöſterreich, betreffend die Ve⸗ 
handlung der Schul- und Straßenbezirkskoſten bei Adjuſtirung von Pfründen⸗ 


faſſionen. 
In Erledigung des Berichtes vom 7. November 1872, Z. 33.088, beehre ich 
mich Ew. zu eröffnen, daß nach Lage der in Oeſterreich unter der Enns beſte 


henden Vorſchriften die Seelſorger in den Fällen, wo die Schul⸗ und Straßenbezirks⸗ 
koften im Wege einer Gemeindeumlage aufzubringen find, zu einer ſolchen Umlage 
nicht herangezogen werden können, wenn dadurch ihre Congrua geſchmälert würde. 

Hienach erſcheint es unzuläſſig, daß in den Einkommensfaſſionen, welche die 
Seelſorger zum Zwecke der Erlangung einer Congrugergänzung aus dem Religions⸗ 
fonde anferkigen, Beiträge der erwähnten Art in Ausgabe geſtellt werden, weil die 
Seelſorger, deren Congrua durch das Einkommen ihrer Pfründen nicht bedeckt er⸗ 
ſcheint, zufolge des § 75 der niederöſterreichiſchen Gemeindeordnung zur Leiſtung 
ſolcher Beiträge nicht verpflichtet ſind. 


Erlaß des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht bom 22. Jänner 1873, 
3. 14.077, an die rechts⸗ und ſtaatswiſſeuſchaftlichen Profeſſoreneollegien in 
Wien, Prag, Graz, Innsbruck, Lemberg und Krakau, betreffend die Frage der 
Zulaſſung derjenigen Doctoren oder Candidaten der Rechte, welche das Rigo⸗ 
roſum aus dem kauoniſchen Rechte bisher nicht abgelegt haben, zur nachtrüg⸗ 
lichen Ablegung desſelben; ferner die nochmalige Wiederholung eines Rigoroſums 
von Seite ſolcher Candidaten, welche bei einem Rigoroſum nach der alten Ord⸗ 
nung ſchon zweimal reprobirt worden ſind. 


Auf die von mehreren Seiten hieher geſtellten Anfragen in Betreff der Zu⸗ 
laſſung derjenigen Dockoren oder Candidaten der Rechte, welche das Rigoroſum aus 
dem kanoniſchen Rechte bisher nicht abgelegt haben, zur nachträglichen Ablegung des⸗ 
ſelben; ferner in Betreff nochmaliger Wiederholung eines Rigoroſums von Seite 
ſolcher Candidaten, welche bei einem Rigoroſum nach der alten Ordnung ſchon zwei⸗ 
mal reprobirt worden ſind, wird bezüglich der erſten Frage bemerkt, daß das nach den 
früheren geſetzlichen Beſtimmungen erlangte Doctorat „juris eivilis“ dem Doctorate 
„der Rechte“ im Sinne der Rigoroſenordnung vom 15. April 1872 in jeder Hinſicht 
gleichzuachten ift, und demnach auf eine nachträgliche Aenderung der auf jenen Titel 
lautenden Diplome nicht eingegangen werden kann. 

Siraeliten, welche gemäß § 21 R. O. vom 15. April 1872 jenes Rigoroſum, 
zu deſſen Prüfungsgegenſtänden das kanoniſche Recht gehört, noch nach den früheren 
geſetzlichen Beſtimmungen abzulegen haben, können ſich dabei der Prüfung aus dem 
kanoniſchen Rechte nicht mehr auf Grund des Miniſtecialerlaſſes vom 21. November 
1852 entſchlagen. 

Eine Ergänzung der bereits perfect gewordenen Prüfungsacte in dieſer Rich⸗ 
tung iſt jedoch nicht erforderlich. 

Was die zweite Frage betrifft, ſo iſt die Beſtimmung des § 13 der neuen 
Rigoroſenordnung über die Zulaſſung einer zweiten Wiederholung desſelben Rigo⸗ 
roſums auch auf jene Candidaten anzuwenden, welche unter der Geltung der bisheri⸗ 
gen Rigoroſenordnung bei demſelben Rigoroſum bereits zweimal reprobirt waren, 
oder bei der Fortſetzung ihrer Rigoroſen nach der bisherigen Rigoroſenordnung ($ 21 
der neuen Rigoroſenordnung) zum zweiten Male reprobirt werden. 


Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 19. Februar 1873, betreffend die 

Erläuterung der Verordnung vom 1. Auguſt 1872, R. G. Bl. Nr. 122, über 

die Wirkſamkeit der Immatrieulation an der Hochſchule für Bodenenltur bezüg⸗ 
lich der anderen Hochſchulen Wiens. en 


Mit der Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 1. Auguſt 1872, R. G. Bl. 
Nr. 121 wurde ausdrücklich erklärt, daß die ordentlichen Hörer der Hochſch ule für 
Bodencultur bei der Aufnahme, beziehungsweiſe Immatriculation, an einer der beiden 
anderen Hochſchulen Wiens zur Beobachtung der dortſelbſt geltenden Normen verbun⸗ 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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den ſind. Da nach den an der k. k. Univerſität geltenden Normen nur Derjenige als 
ordentlicher Hörer anfgenommen und immatrieulirt werden kann, welcher ſich mit 
einem ſtaatsgiltigen Zeugniſſe von einem Obergymnaſium ausweiſet. fo: folgt daraus, 
daß nur ſolche ordentliche Hörer der Hochſchule für Bodencultur den mit obiger h. o 
Verordnung gewährten Anſpruch auf Immatriculirung an der k. k. Univerſität erheben 
können, welche auf Grund ſtaatsgiltiger Maturitätszeugniſſe von Obergymnaſien 
an der Hochſchule für Bodenenltur aufgenommen wurden. — Studirende, welche auf 
Grund ſtaatsgiltiger Matkuritätszeugniſſe von Oberrealſchulen an der Hochſchule 
für Bodencultur immatriculirt wurden, können demnach nicht an der k. k. Univerſität, 
wohl aber an der k. k. techniſchen Hochſchule als ordentliche Hörer immatriculirt 
werden; es iſt ihnen aber unbenommen, an der k. k. Univerſität für eine oder mehrere 
Vorleſungen ſich als außerordentliche Hörer inſeribiren zu laſſen. — Was die 
außerordentlichen Hörer an der Hochſchule für Bodencultur anbelangt, ſo ſteht 
denſelben auf Grund ihrer Aufnahme und Immatriculation an dieſer Hochſchule das 
Recht der Immatriculation in eben dleſer Eigenſchaft nur an der k. k. techniſchen 
Hochſchule, dagegen an der k. k. Unwerſität nur der Anſpruch auf Inſeription für 
eine oder mehrere Vorleſungen zu 


Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 1873, 
3. 2658, betreffend Lehrbücher und Lehrmittel. 


Das „deutſche Kinderbuch“ von Carl Simrock wurde von einer Landes- 
ſchulbehörde in das Verzeichniß empfehlene werther Bücher für Volksſchulbibliotheken 
aufgenommen. Da jedoch paͤdagogiſche Bedenken der gewichtigſten Art gegen die 
Benützung dieſes, ſeinem ganzen Inhalte und feiner Tendenz nach offenbar nicht 
für den Gebrauch an Volksſchulen beſtimmten Buches beim Volksſchulunterrichte 
ſprechen, To wird verordnet, daß dieſes Buch von dem Lehrgebrauche in Volks- 
ſchulen, beziehungsweiſe von der Anſchaffung für Volksſchulbibliotheken auszu⸗ 
ſchließen ſei. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben eine bei der Centraldirection der k. k. Tabakfabriker 
und Einlöſungsämter ſyſtemiſirte Directionsinſpectors⸗ und Oberfinanzrathsſtelle mit 
den ſyſtemmäßigen Bezügen dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Directionsinſpector Karl Felkl verliehen. 

Seine Majeſtät haben eine im gemeinſamen Miniſterium des Aeußern in Er⸗ 
ledigung gekommene Hof⸗ und Miniſterialrathsſtelle dem mit Titel und Rang eines 
Hof- und Miniſterialrathes bekleideten Alfred Ritter v. Kremer, die nach demſelben 
erledigte Sertionsrathsſtelle dem Hof⸗ und Miniſterialſecretär Wilhem Weiß und 
die Hof- und Miniſterialſecretärsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hof⸗ und 
Miniſterialſecretärs betheilten Franz Riedl, Ritter v. Niedenan verliehen. 

Seine Majeſtät baben dem Generalconſul Joſeph Ritter v. Schwegel den 
Titel und Rang eines Hoſ⸗ und Miniſterialrathes taxfrei verliehen. . 

Seine Majeſtät haben dem Official im k. k. Oberſthofmarſchallamte Eduard 
Ritter Baper v. Mörthal das goldene Verdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Expeditor und Regiſtrator der Hofburgtheater⸗ 
Directionskanzlei Jofeph Riſter das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben den Telegraphen⸗Obercommjiſſär Johann Wisgrill 
zum Telegraphendicector für Zara ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat ein im Miniſterium des Aeußern erledigte 
Hof⸗ und Miniſterialeoneipiſtenſtelle dem dortigen Conceptsadjuneten Dr. Emit 
Jettel verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der k. k. Studienbibliothek 
in Klagenfurt erledigte Seriptorſtelle dem Amannenſis a der Univerſitätsbibliokhel 
in Graz Mathias Klammer verliehen. ö 


Erledigungen. on 


Bezirkhauptmannsſtelle in der Bukowina mit 1800 fl. Gehalt, eventuell 
eine proviſoriſche, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 72.) ED ’ ö 
Rechnungsofficialsſtelle dritter Claſſe mit 500 fl. Gehalt, bei dem Statt⸗ 
halterei⸗Rechnungsdepartement in Linz, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 73.) 
Amtsverwaltersſtelle mit 1200. Jahresgehalt, bet der Telegraphen⸗Haupt⸗ 
ſtation Anffig und eine Controlorsſtelle daſelbſt mit 1100 fl. Gehalt, beide Stellen 


gegen Caution, bis 20: April. (Amtsbl. Nr. 74.) 


Telegraphen⸗Obercommiſſärsſtelle bei der Telegraphendireetion in Zara mit 


1600 fl. Jahresgehalt, bis 22. April. (Amtsbl. Nr. 76.) 


. Secundararztesſtelle in der Irrenanſtalt zu Ybbs mit 600 fl. Gehalt, Ver⸗ 
pflegung und Naturalquartier ſammt Beheizung, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 76.) 
Oekonomiſche Referentenftelle bei der Bezirksſchätzungscommiſſion in St. 
Johann, im Herzogthume Salzburg, mit 4 fl. Taggeld, bis 10. April. (Amtsbl. 
Nr. 76.) un : 


Für den Druck verantwortlich E. Piſtori. 


